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Elterngeld: Sozialkosmetik statt gerechte Politik für Familien

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat heute im Zusammen-

hang mit dem Haushaltsbegleitgesetz über einen Antrag der Regierungskoalition

beraten, die Zahlung von Elterngeld für Spitzenverdiener mit mehr als 250.000

bzw. 500.000 Euro Jahreseinkommen zu streichen. Die stellvertretende haus-

haltspolitische Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion, Bettina Hagedorn, und

der SPD-Berichterstatter für den Einzelplan 17 (BMFSFJ), Rolf Schwanitz, erklä-

ren dazu:

Statt eine sozial gerechte Politik für Familien, betreibt die schwarz-gelbe Regie-

rungskoalition einmal mehr reine Symbolpolitik. Die Koalition kürzt beim Eltern-

geld 400 Mio. Euro. Davon sind rund 90.000 "Hartz-IV-Familien" betroffen. Nun

will die Koalition auch bei den Reichen das Elterngeld streichen. Dieses Vor-

haben hat sich jedoch auf Nachfrage der SPD-Bundestagsabgeordneten im

Haushaltsausschuss als reines Placebo erwiesen. Während in der Begründung

des Antrags noch von Einsparungen bei Reichen von etwa 10 Mio. Euro jährlich

die Rede ist, musste das Bundesministerium der Finanzen inzwischen ein-

räumen, dass der Betrag tatsächlich nur bei ca. 3,8 Mio. Euro liegt. Davon sind

nach Schätzungen lediglich rund 260 Spitzenverdiener betroffen. Zugleich räum-

te die Koalition ein, dass durch diese Regelung ein nicht unerheblicher, nur

schwer bezifferbarer Verwaltungsaufwand entsteht. Damit erweist sich der Koali-

tionsvorschlag als reine "Sozialkosmetik". Es wird versucht den Eindruck zu er-

wecken, bei den Änderungen zum Elterngeld würde es sich nun um eine sozial

ausgewogene Neuregelung handeln. Dieser Versuch ist im Haushaltsausschuss

krachend gescheitert.
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